
SCHATTENHALB 1833 wan-
derte Johann Georg Blocher in
die Haslitaler Gemeinde ein
und tat dort als Reformpäda-
goge viel Gutes. Zum Dank und
gegen eine happige Gebühr
wurde er 1861 in Schattenhalb
eingebürgert. 154 Jahre später
spricht Ururenkel Christoph
Blocher bei einem Besuch in
seiner Heimatgemeinde über
Ursprünge und Grenzen.

Schattenhalb wartet auf die Son-
ne. Im Winter liegt ein grosser
Teil des Gemeindegebiets auch
bei schönem Wetter im Schatten.
Erst im Februar klettern wieder
einige Sonnenstrahlen über die
Berge im Süden. Bis dahin kom-
men Licht und Wärme auf andere
Weise nach Schattenhalb. Ein
Kaminfeuer sorgt an diesem De-
zemberabend für Behaglichkeit
im Restaurant Aareschlucht. An
den Wänden des Lokals hängen
grossformatige Landschafts-
gemälde. Zum Gemeindegebiet
gehören das Rosenlaui, das Rei-
chenbachtal und die Engelhör-
ner. Die Gegend war vor 150 Jah-
ren ein begehrtes Reiseziel von
Gebirgsmalern aus ganz Europa.

Lächeln und schulterzucken
Mehr als 200 Personen haben
sich eingefunden, um der Vernis-
sage einer umfangreichen Ge-
meindechronik beizuwohnen,
die der kurz vor der Publikation
verstorbene Alt-Gemeinde-
schreiber Kaspar Willi zusam-
mengestellt hat. Etliche dürften
auch wegen des Festredners ge-
kommen sein, den der Gemein-
depräsident Andreas Frutiger an-
kündigt: Er begrüsst Christoph
Blocher. Der ehemalige Bundes-
rat ist Bürger von Schattenhalb.

Wie stark der Politiker polari-
siert, zeigt sich selbst an der Ver-
anstaltung im Gasthaus Aare-
schlucht. Als er den Saal betritt,
beginnen Anwesende zu lächeln,
manche gar verzückt, und nach-
dem er seine Rede mit den Wor-
ten «liebe Mitbürger von Schat-
tenhalb» einleitet, fliegen ihm
etliche Herzen vollends zu. Man
gehört offenbar zusammen.

Just dies wird von anderen be-
zweifelt. Unruhig rutschen man-
che auf den Stühlen herum oder
blicken prononciert gelangweilt,
während der Redner die gemein-
same Heimat rühmt und Seiten-
hiebe in Richtung Europa ver-
teilt. «Was hat der eigentlich mit
uns zu tun?», wird da und dort
getuschelt. Der Einwand scheint
berechtigt. Denn Blochers Fami-
lie verfügt nach der Hitparade
der reichsten Schweizer über ein
Vermögen, das etwa 3000-mal so
gross ist wie Schattenhalbs jähr-
liches Steueraufkommen.

Lieber vertrauen statt lesen
Und doch gibt es Gemeinsamkei-
ten. Sie gehen auf eine alte Ge-
schichte zurück. Diese findet sich
im Buch, um das sich die An-
sprache des prominenten Gasts
dreht. Sein Ururgrossvater Jo-
hann Georg Blocher stammte aus
dem Königreich Württemberg.
In einem Lehrerseminar im süd-
deutschen Beuggen hatte er eine
fortschrittliche pädagogische
Ausbildung nach den Grundsät-
zen Pestalozzis erhalten. Das von

frommen Kreisen getragene In-
stitut sandte seine Abgänger in
Dörfer aus, die sich keine ausge-
bildeten Lehrer leisten konnten.
1833 wanderte Blocher ins Hasli-
tal ein.

In Meiringen unterrichtete der
Reformpädagoge mit grossem
Erfolg. Als 1835 alle Lehrkräfte
im Kanton Bern einem Examen
unterzogen wurden, erhielt er
das Prädikat «gut» – als einziger
der 18 Lehrer in der Kirchge-
meinde Meiringen. Etliche sei-
ner Kollegen konnten weder le-
sen noch schreiben. «Das benö-
tigt man bei uns nicht», erklärte
einer von ihnen den verdutzten
Experten: «Das braucht man
bloss in Bern, wo keiner dem an-
deren über den Weg traut.»

Das Schulwesen war im Hasli-
tal ein Malaise, wie überall auf
dem Land. Die erste Schule wur-
de im 17. Jahrhundert gegründet,
notabene auf Geheiss der Berner
Regierung. Unterricht fand bis
im 18. Jahrhundert nur im Win-
ter statt, weil die Kinder im Som-
merhalbjahr heuen und hirten
mussten. Auch die Lehrer küm-
merten sich lieber ums Vieh als
um die Schulstube, denn das Un-
terrichten war miserabel ent-
schädigt. Ihren Lebensunterhalt
fristeten sie als Bauern oder
Handwerker, die Schule war
bloss eine Nebenbeschäftigung.

Der Migrant aus dem Norden
hingegen zeigte, was Schule zu
leisten imstande war: Bei ihm
lernten die Schüler tatsächlich
etwas. Blocher wurde als Pädago-
ge derart bekannt, dass ihm auch
auswärtige Familien ihre Kinder

anvertrauten. Weil es in Meirin-
gen keine Lehrmittel gab, besorg-
te er seinen Schülern auf eigene
Kosten Lektüre in Form von Zei-
tungen, christlichen Kinderzeit-
schriften und Gedichtbänden.
Auf seine Initiative hin wurden
zudem Schiefertafeln, Tinte und
Papier angeschafft.

Fünf Jahre dauerte das segens-
reiche Engagement des Reform-
pädagogen im Haslital, danach
zog es ihn nach Rorbas ZH, wo er
die Gründung und Leitung der
Kindererziehungsanstalt Freien-
stein übernahm. Anschliessend
führte er eine neu gegründete
Reformschule in Bennwil BL,
und später leitete er mit der Mäd-

chenerziehungsanstalt Stein-
hölzli in Köniz eine weitere päd-
agogische Pioniereinrichtung.

Jassen und verwalten
Rund 600 Einwohner zählt
Schattenhalb heute. Mit Abstand
grösster Arbeitgeber ist die Pri-
vatklinik Meiringen, die auf
Schattenhalber Boden liegt. Ein
Dorf namens Schattenhalb exis-
tiert jedoch nicht. Die Gemeinde
entstand als Zusammenschluss
von mehreren Dörfern (Willigen,
Geissholz, Falcheren) und Wei-
lern. Die Gründung erfolgte erst
1835, also kurz nach der Ankunft
Johann Georg Blochers. Das poli-
tische Leben in der jungen Ge-

Wie Christoph Blocher eine Heimat bekam

meinde war anfänglich ausge-
sprochen gemütlich. Aus Proto-
kollen geht hervor, dass der von
1856 bis 1873 amtierende Ge-
meindepräsident Caspar Egger
die Gemeinderäte offiziell zu Sit-
zungen in sein Gasthaus berief,
bei denen ein Jass das einzige
Traktandum bildete.

Am 21. Oktober 1861 galt es al-
lerdings ein weiteres Geschäft zu
behandeln. Johann Georg Blo-
cher hatte während seiner Zeit
im Haslital auf Boden der späte-
ren Gemeinde Schattenhalb ge-
wohnt. Nun beantragte er, zu-
sammen mit seiner Ehefrau und

Hier fühlt sich Christoph Blocher zu Hause: In einer rustikalen Welt mit Holzfeuer und Pferdekutschen und in der Berner Oberländer Gemeinde Schattenhalb bei Meiringen. Markus Hubacher

ZU BESUCH

Was bedeutet Heimat für Sie?
Christoph Blocher: Früher war
der Heimatort jener Ort, an den
man immer hinkonnte. Jedem
war klar: Von dort bist du, und
dorthin kannst du auch wieder
zurück. Grenzen sind etwas
wert.
Sie haben mehrere Bürgerrech-
te. Welches ist Ihnen wichtiger?
Jenes von Schattenhalb ist das
älteste, daran hänge ich beson-
ders. Dann habe ich eines von

CHRISTOPH BLOCHER Am
Bürgerrecht von Schattenhalb
bei Meiringen hänge er am
meisten, erklärt der Politiker
dort an der Vernissage der
neuen Gemeindechronik.

Zürich und eines von Meilen;
dieses wurde mir seinerzeit ver-
liehen, damit ich Mitglied des
Gemeinderats werden konnte.
Und dann bin ich noch Ehren-
bürger der einst kleinsten Bünd-
ner Gemeinde Lü. Dort haben
1992 sämtliche der 34 stimmbe-
rechtigten Einwohner den EWR-
Beitritt abgelehnt.
Sie sind nicht in Schattenhalb
aufgewachsen. Haben Sie da
überhaupt eine Beziehung zu
der Gemeinde?
Ja klar, hier sind meine emotio-
nalen Wurzeln. Ich bin jedes Mal
gerührt, wenn ich nach Schatten-
halb komme. Schon mein Vater
war mehrmals mit mir hier. «Die
Heimatgemeinde muss man ken-

«Hier in Schattenhalb sind meine emotionalen Wurzeln»
nen», sagte er. Er zeigte mir je-
weils das Schulhaus und erklärte,
hier würde ich zur Schule gehen,
wenn unsere Vorfahren in der
Gemeinde geblieben wären.
Und als Erwachsener?
Ich bin ein paarmal in Schatten-
halb gewesen. In guter Erinne-
rung ist mir geblieben, wie ich
mit dem verstorbenen Gemein-
deschreiber und Buchautor Kas-
par Willi und in Begleitung eines
Fernsehteams auf dem Gipfel
des Rosenhorns war. Das Rosen-
horn ist für mich der wichtigste
Gipfel der Berner Alpen. Man
sieht es auch vom Zürichsee aus,
und darum heisst unser Haus
dort «Haus zum Rosenhorn».

Interview: Andreas Staeger
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Johann Georg Blocher, Christoph
Blochers Ururgrossvater.

«Gemeinden, die
wie Schattenhalb
nicht so viel Sonne
haben, sind
gesünder, müssen
mehr arbeiten und
haben weniger
dumme Ideen.»

Christoph Blocher
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Streit um
lukratives Land

Die SBB haben mit ihrem
ungenutzten, aber hochka-
rätigen Bauland bei Bahn-
höfen nicht immer das Glei-
che vor wie die Standortge-
meinden. SEITE 28 + 29
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Ich fuhr im Bus Nummer 1
durch den Bieler Vorweih-
nachtsnebel von der Zeug-

hausstrasse an die Place de la
Fontaine, als die Melancholie
obsiegte. Erinnerungen an längst
vergangene Zeiten wurden wach.
An Zeiten, in denen vieles besser
war und schöner und lustiger.

Vor mir sassen zwei richtig alte
Männer und unterhielten sich
über Zeitmessung. Es gebe nur
drei echte Uhrenmarken, sagte
der eine. Rado, Omega, Breitling.
Alles andere sei Mist. Aber das
spiele heutzutage eh keine Rolle
mehr, weil man jetzt Handys
habe und darauf die Zeit ablesen
könne. Er werde trotzdem sein
Leben lang bereuen, dass er
die Movado seiner Mutter vor
fünfzehn Jahren verkauft habe,
meinte der andere.

Dann schwiegen sie.
Ich dachte an Adolf Ogi. Dem

früheren Bundesrat muss man,
wenn man ihn interviewt, Zitate
per Fax zum Gegenlesen über-
mitteln. Als nun ein alter Be-
kannter ebendies kürzlich tun
musste, erledigte das seine Lehr-
tochter für ihn. Sie schickte das
Fax 23-mal an Ogis vermeint-
liche Nummer. Irgendwann
rief ein Eisenwarenhändler aus
dem Zürcher Oberland an und
sagte, er habe jetzt 23-mal ein
nicht für ihn bestimmtes Fax
erhalten.

Die Lehrtochter rechtfertigte
sich. Sie habe lange versucht, das
Fax durchzuschicken, aber das
Gerät habe das Blatt immer wie-
der ausgespuckt.

Fabian Sommer schreibt die Kolum-
ne «Greater Berne» abwechselnd
mit den Redaktoren Maria Künzli,
Peter Meier und Nina Kobelt.
greaterberne.bernerzeitung.ch

Greater Berne

Problem Nr. 798
H. F. L. Meyer (1896)

Weiss zieht und setzt in
2 Zügen matt
Fragen an: Thomas Wälti,
Berner Zeitung BZ, Schach,
Postfach 5434, 3001 Bern;
Fax 031 330 36 31;
E-Mail: thomas.waelti@
bernerzeitung.ch
Die Lösung des Problems
erscheint in der nächsten
Ausgabe.

Lösung Problem Nr. 797

1. Df5! und Schwarz kann das Matt
nicht verhindern. Z.B.: 1. ... gxh6
2. Sf3 matt; 1. ... g6 2. Dh3 matt;
1. ... Kxh6 2. Sf7 matt.

den Kindern ins Bürgerrecht auf-
genommen zu werden. Der Ge-
meinderat gab dem Gesuch zwar
nicht einstimmig, aber doch
mehrheitlich statt. Dem Gesuch-
steller wurde eine Einkaufssum-
me von 900 Franken auferlegt –
das Dreifache des Jahreslohns,
den man ihm als Lehrer in Mei-
ringen ausbezahlt hatte.

Die Gemeinde konnte das Geld
gut gebrauchen. Etwa für das
Sponsoring auswanderungswilli-
ger Bürger. Hunderte von ver-
armten Einwohnern des Hasli-
tals verliessen im 19. Jahrhundert

ihre Heimat, um in Übersee ihr
Glück zu suchen. Für die Ge-
meinden war jede Ausreise ein
Glücksfall, weshalb sie jeweils
mit Geld nachhalfen. Mit Johann
Georg Blochers Eintrittsgebühr
liess sich die Austrittsprämie von
etwa sechs Familien finanzieren.
Die Auswanderungsbeiträge wa-
ren allerdings oft an einen Ver-
lust des Bürgerrechts geknüpft.
Geld bekam, wer sich nie wieder
blicken liess.

Vorteile der Schattenseite
Der Heimatschein war früher
eine Art Versicherungspolice.
Wer sich nicht aus eigener Kraft
durchzuschlagen vermochte, für
den hatte die Heimatgemeinde
zu sorgen. Damit sollte das unter-
bunden werden, was der konser-

vative Ururenkel des Reform-
pädagogen in seiner Rede

im Restaurant Aare-
schlucht als «binneneid-
genössischen Sozialtou-
rismus» bezeichnet. Die
Regelung gilt heute al-

lerdings nur noch be-
schränkt und dürfte bei

der nächsten Revision des
Sozialhilfegesetzes komplett

abgeschafft werden. Dann
wird das Heimatrecht keinerlei

praktische Funktion
mehr haben.

Was bleibt,
ist die emotio-
nale Bedeu-
tung. «Ich war
immer stolz,
Bürger von
Schattenhalb

Wie Blocher eine
Heimat bekam

zu sein», bekennt Christoph Blo-
cher vor seinen Mitbürgern. Und
kommt in Fahrt: «Als Schatten-
hälbler sah ich mich verpflichtet,
den Kampf gegen den Beitritt der
Schweiz zum EWR zu führen.»
Denn sein Vorfahre sei ja ausge-
treten aus Europa, da brauche er
nicht wieder einzutreten. Die Be-
merkung löst im Saal Heiterkeit
aus, aber auch Stirnrunzeln.

Die Falten legen sich aller-
dings, als der ehemalige Bundes-
rat das Pathos beiseite lässt und
persönlich wird. Er sei heute ein
vermöglicher Mann, aber er habe
arm angefangen, stellt er fest. Die
grösste Firma im Kanton Grau-
bünden, die Ems-Chemie, habe
er nur retten können, weil er kein
Geld für hochtrabende Investi-
tionen gehabt habe. In dieser

Hinsicht identifiziere er sich voll
und ganz mit Schattenhalb: «Ge-
meinden, die nicht so viel Sonne
haben, sind gesünder, müssen
mehr arbeiten und haben weni-
ger dumme Ideen.» Die Schatten-
seite habe eben auch ihre Vortei-
le. Warum male jeder Künstler
sein Bild im Schatten? Ganz ein-
fach: «Wer im Schatten sitzt,
sieht in die Sonne.»

Andreas Staeger

zeitpunkt@bernerzeitung.ch

Das Buch: «Schattenhalb», Chronik
des früheren Gemeindeschreibers
Kaspar Willi, gespickt mit Episoden
und Anekdoten. Erhältlich auf der
Gemeindeverwaltung Schatten-
halb und in der Buchhandlung
Jenny in Meiringen, Fr. 88.–.
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BAHNHOFAREALE Die SBB besitzen hochkarätiges Land für
lukrative Überbauungen. Die Bundesbahn und Standortgemein-
den wie Ostermundigen oder Burgdorf sind aber über die Nut-
zung dieser zentralen Hotspots uneins. Nun raufen sich Bahn
und Gemeinden bei der Planung endlich zusammen.

Die Fläche ist fussballfeldgross
und leer. Ein paar parkierte
Autos verlieren sich auf dem ris-
sig gewordenen Asphalt. Am
Rand sind ein paar Bäume und
büschelweise Brennnesseln ge-
wachsen. Ein alter Holzschuppen
erinnert an die Pioniertage der
Eisenbahn. Willkommen auf dem
Entwicklungsschwerpunkt beim
Bahnhof Ostermundigen.

Das Areal gehört zu den fünf
zukunftsträchtigsten Premium-
standorten im Kanton Bern, es
soll super geeignet sein für eine
verdichtete wirtschaftliche Po-
werzone. Nebenan zischt gerade
der deutsche Expresszug ICE
nach Hamburg vorbei. Aber auf
dem lukrativen Baugrund steht
vorderhand die Zeit still.

Wo man noch verdichten kann
Jetzt soll das ungenutzte Gelän-
de aus dem Dornröschenschlaf
wachgeküsst werden. Profilstan-
gen stecken die Ausmasse eines
Gebäudes ab. Aber schon bei der
Planung sind sich die SBB, die Be-
sitzerin des Bodens, und die
Standortgemeinde Ostermundi-
gen in die Haare geraten. Die SBB
möchten hier ihr Erhaltungs-
und Interventionszentrum bau-
en. Das ist ein Stützpunkt für den
Feuerwehr- und Reparaturzug
der SBB, der bei Stellwerkstörun-
gen oder Pannen in Raum Bern
andere Züge abschleppt. Ein vier-
stöckiges Dienstgebäude mit ein-
stöckigem Nebengebäude für 210
Mitarbeiter ist vorgesehen, dazu
60 Parkplätze.

Der Ostermundiger Gemein-
derat hat Anfang August beim
Bundesamt für Verkehr eine Ein-
sprache gegen das Projekt depo-
niert. Er moniert, dass die SBB
gegenüber einem schon 2007 ge-
nehmigten Projekt Änderungen
vorgenommen hätten, die das na-
he Wohnquartier beeinträchtig-
ten. Dem parteilosen Ostermun-
diger Gemeindepräsidenten
Thomas Iten geht es noch um
mehr: Auf dem bestens erschlos-
senen Areal könne man viel dich-
ter bauen und wertschöpfungs-
starke Unternehmen ansiedeln,
die – anders als der Bundes-
betrieb SBB – auch Steuern in die
Gemeindekasse einzahlten.

Verficht da eine Gemeinde
krude Lokalinteressen? Thomas
Iten wird nun grundsätzlich und
redet sich in Fahrt: Das neue
Raumplanungsgesetz schreibe
vor, dass haushälterisch mit dem
Boden umzugehen sei und man
auf geeignetem Gelände verdich-
tet und in die Höhe bauen solle.
Ostermundigens Bahnhofareal
sei dafür ideal. Und es sei eine
strategische Zielsetzung der Ge-

meinde, entlang der Hauptver-
kehrsachsen verdichtet zu bauen.
«Die Leute sind gerade in den
Wohngebieten entwicklungsmü-
de und skeptisch gegenüber der
Verdichtung, diese ist an den Ver-
kehrsachsen leichter zu realisie-
ren», sagt Iten. Deshalb müssten
Bahn und Gemeinde auf dem
Bahnhofareal «gemeinsam die
Weichen für die Zukunft stellen».

Heiss begehrte Bahnhofareale
Iten hat realisiert, dass Oster-
mundigen mit seinem Problem
nicht allein ist. An der Feier zum
25-Jahr-Jubiläum der kantona-
len Entwicklungsschwerpunkte,
die kürzlich in Ostermundigen
stattfand, beklagten auch andere
Vertreter von Gemeinden mit
ausbaufähigem Bahnhofareal die
Schwierigkeit, mit der Bundes-
bahn ins Gespräch zu kommen.
Und sie erkannten, dass es im
Bernbiet einen regelrechten Run
auf das Bahnhofland gibt, weil es
im Kanton kaum brach liegende
Industrieareale gibt, die sich
für Grossüberbauungen eignen.
«Wenn sich der Kanton Bern ent-

wickeln und dichter bauen will,
dann vor allem an den Knoten
des öffentlichen Verkehrs, und
dort sind die SBB ein entschei-
dender Player.» So brachte es die
Berner Kantonsplanerin Katha-
rina Dobler am Jubiläumsevent
auf den Punkt.

«Es war zuerst nicht einfach,
als kleine Gemeinde mit einem
grossen Konzern wie den SBB in
Kontakt zu treten», erinnert sich
Langenthals Stadtpräsident Tho-
mas Rufener (SVP). Man habe es
mit wechselnden Ansprechpart-
nern zu tun gehabt, die oft nicht
über den gleichen Informations-
stand oder über keine Entscheid-
befugnisse verfügt hätten. Auch
Langenthals Bahnhofareal ist ein
Entwicklungsschwerpunkt im
Wartemodus. Nun laufe das Ge-
spräch mit den SBB gut, sagt
Rufener. Mit dem Neubau der
Technologiefirma 3M wird jetzt
ein erstes Projekt realisiert. Aber
noch dient daneben lukrativ gele-
genes SBB-Land als Parkplatz.

Burgdorf musste laut seinem
Baudirektionsleiter Peter Hän-
senberger bei der Planung einer

Velostation am Bahnhof von vorn
beginnen, als die SBB eine neue
Juristin an die Gespräche mit der
Stadt entsandten. Das kostete
Zeit und Geld. Ostermundigens
Gemeindepräsident Iten hat frü-
her selber für die Bundesbahn
gearbeitet. Er weiss, dass deren
Infrastruktur- und deren Immo-
bilienabteilung divergierende In-
teressen verfolgen. Und dass die
SBB aus einer nationalen und
nicht regionalen Sicht planen.

Mächtige Grundherrin SBB
Um die SBB kommt keine Stadt
herum, die ihre Zentren entwi-

Der Run auf das heiss begehrte Land an den Gleisen

ckeln will. Die Bundesbahn ist
eine der grössten Immobilienbe-
sitzerinnen im Land, ihr gehören
an Bahnhöfen und entlang der
Gleise rund 100 Quadratkilome-
ter Land – was der Fläche der
Stadt Zürich entspricht. Auf
einem Fünftel dieses Landes
sind bahnferne Überbauungen
möglich.

«Wir sind als wichtige Besitze-
rin von zentralem Grund und
Boden mit unterschiedlichen In-
teressen konfrontiert», sagt SBB-
Sprecherin Lea Meyer. Erste
Priorität hätten immer der Bahn-
betrieb und die Sicherheit. Dann

gebe es den «klaren Auftrag des
Bundes, Immobilien und Land
der SBB marktorientiert zu be-
wirtschaften», um das SBB-
Unternehmensergebnis zu ver-
bessern und etwa die SBB-Pen-
sionskasse zu sanieren. Doch nun
haben kürzlich Politiker der SP,
der Grünen und der CVP protes-
tiert, als der Bundesrat den SBB
in ihre Immobilienstrategie
2015–2018 reinschrieb, sie soll-
ten ihr Land «marktüblich renta-
bilisieren». Für die Mitte-links-
Politiker widerspricht dieses
Rentabilitätsdenken einer sozia-
len Wohnbaupolitik. Sie fordern,

dass die Bundesbahn frei wer-
dendes Land zu günstigen Kondi-
tionen etwa für genossenschaftli-
chen Wohnungsbau im Baurecht
abtreten oder verkaufen soll.

Die SBB planten und bauten
derzeit an rund hundert Standor-
ten im ganzen Land, sagt Spre-
cherin Meyer. Sie betont, dass
man dabei mit der Abgabe von
günstigem Boden 37 Genossen-
schaften unterstütze, die 1700
Wohnungen erstellten. Meyers
Paradebeispiel für eine gelunge-
ne Kooperation von Bahn und
Standortgemeinde ist die Ge-
schäfts- und Wohnmeile Europa-
allee am Hauptbahnhof Zürich.

Frühzeitig habe man gemein-
sam mit der Stadt Zürich auf
78 000 Quadratmetern SBB-
Land einen Komplex mit 6000
Arbeitsplätzen, 1800 Studien-
plätzen, 400 Wohnungen und 174
Hotelbetten geplant. Den öffent-
lichen Strassennraum der Euro-
paallee würden die SBB an die
Stadt Zürich abtreten. Und auf
der anderen Seite der Gleise an
der Zollstrasse planten die SBB
zusammen mit der Stadt genos-
senschaftliche Wohnungen.

Konzepte für Ballungsräume
Offenbar hat die Bahn nun er-
kannt, dass für die erfolgreiche
Entwicklung von Bahnhofarea-
len eine frühzeitige Koordina-
tion der Strategien nötig ist.
Sprecherin Lea Meyer verweist
auf die «Gesamtperspektive» für
den Raum Basel von 2013. Sie
spricht von einer Planung «mit
Pioniercharakter». Die SBB ha-
ben sich mit den Kantonen Basel-
Stadt und Baselland auf gemein-
same Perspektiven und Projekte
für den Personenverkehr, den
Güterverkehr sowie auch für
die Überbauung betriebsferner
Bahnareale geeinigt.

Solche «Gesamtperspektiven»
sollen nun auch für andere
Schweizer Ballungsräume ent-
stehen. Seit Anfang Jahr etwa für
die Region Bern. Überdies gibt es
bei den SBB seit 2008 vier An-
sprechpartner für die Standort-
gemeinden, sogenannte Regio-
nalkoordinatoren. Diese haben
zusammen mit Vertretern der
SBB-Immobilienabteilung die-
ses Jahr auch das Gespräch mit
dem Kanton Bern gesucht, wie
Kantonsplanerin Katharina Dob-
ler bestätigt. Den SBB-Vertretern
habe man bei dieser Gelegenheit
das Programm der Berner Ent-
wicklungsschwerpunkte vorge-
stellt und die Wichtigkeit der
Bahnareale im Kanton Bern her-
vorgestrichen.

Von Unterführung bis WC
Die Gespräche stehen vielerorts
erst am Anfang. Und zu klären
gibt es viel, weiss Lukas Bühl-
mann, Direktor der Schweizeri-
schen Vereinigung für Landes-
planung (VLP). «Bahnhofareale

sind Teile des Stadtraums, aber
die Vorstellungen über Gestal-
tung, Qualität und Finanzierung
gehen oft auseinander», sagt er.
Die VLP hat als Anlaufstelle für
Raumplanungsfragen eine Schar-
nierfunktion zwischen Bund,
Kantonen und Gemeinden.

2009 hat er 18 Schweizer Städ-
te über ihre Zusammenarbeit mit
den SBB befragt. Wer in einem
Papier ihre Klagen liest, reali-
siert, welche Reibungsflächen es
am Bahnhof zwischen der Bahn
und den Standortgemeinden ge-
ben kann. Nicht nur neue Büro-
und Wohnbauten auf Bahnland
erfordern Absprachen, sondern
auch schon Zugänge, Unterfüh-
rungen, Velostationen oder WC-
Anlagen. Aus der Perspektive der
Städte planten die SBB 2009 die
dem Publikum dienende Bahn-
hofinfrastruktur eher knausrig
und lieblos. Ein Beispiel sind Un-
terführungen, die die Standort-
gemeinden möglichst breit und
hell anlegen möchten. In Genf
wünschte sich die Stadt eine un-
terirdische Bahnhoferweiterung,
die SBB tendierten aber zu einem
billigeren oberirdischen Ausbau,
der zentral gelegenes Land be-
ansprucht hätte.

Bahn und Gemeinden geraten
manchmal gar juristisch anein-
ander. So setzte der Kanton Genf
vor Gericht durch, dass der Um-
bau des Genfer Bahnhofs Corna-
vin nach kantonalem Planungs-
recht mit den entsprechenden
Einsprachemöglichkeiten ausge-
schrieben wurde. Gemäss Eisen-
bahngesetz hat auf Land mit
Bahnanlagen Bundesrecht Vor-
rang vor kantonalem Recht. Auch
das in Ostermundigen geplante
Interventionszentrum unterliegt
dem Bahnrecht, Beschwerde-
behörde ist das Bundesamt für
Verkehr. Auf Bahnland, das nicht
dem Bahnbetrieb dient, gilt aber
eigentlich Kantonsrecht. Die
Grenzziehung zwischen beiden
Bereichen ist bisweilen umstrit-
ten, gerade bei gemischt genutz-
ten Bahnhofgebäuden.

Gesprächsklima verbessert
Nächste Woche ist wieder eine
Ausspracherunde der VLP und
des Städteverbands mit den SBB
anberaumt. Im Vorbereitungs-
papier spricht eine Mehrzahl der
14 beteiligten Städte von einer
mittlerweile konstruktiven Zu-
sammenarbeit mit den SBB. Aber
immer noch gibt es Klagen. Biel
ist nicht über den Wechsel der
SBB-Ansprechpartner infor-
miert worden. Solothurn wun-
dert sich, dass nicht der gleiche
SBB-Ansprechpartner für die
zwei Bahnhöfe der Stadt zustän-
dig ist. Und Brugg debattiert mit
den SBB über den Verteiler der
Kosten für eine Unterführung,
die nicht nur Bahnsteige er-
schliesst, sondern zwei Quartiere
verbindet.

Auch im Kanton Bern hat sich
das vorerst getrübte Gesprächs-
klima zwischen SBB und Ge-
meinden verbessert. Burgdorfs
Baudirektionsleiter Peter Hän-
senberger freut sich über eine
Gesamtvereinbarung mit den Bo-
denbesitzern des Sutterguts am
Bahnhof Burgdorf, darunter auch
die SBB und die Privatbahn BLS.
Die beiden Bahnunternehmen
garantieren, dass sie sich an den
Überbauungsplan auf dem frühe-
ren Gelände der Landmaschi-
nenfabrik Aebi halten wer-
den. Dort warten Fabrikgebäude
auf den Abbruch.

Gespräche mit den SBB laufen
auch in Thun, über die künftige
Nutzung ihres bahnnahen
Landes im Areal Rosenau-
Scherzligen am Schifffahrtska-
nal, der in den Thunersee führt.
Laut Thomas Judt, Projektleiter
bei Thuns Stadtplanung, erarbei-
tet man mit den Bodenbesitzern
in Workshops einen Entwick-
lungsleitplan für den ganzen Ent-
wicklungsschwerpunkt beim
Bahnhof Thun. Nach verschiede-
nen personellen Wechseln gebe
es bei den SBB für die Stadt Thun
nun auch einen besonderen An-
sprechpartner, sagt Judt.

Ziemlich reibungslos läuft der
Dialog laut Berner Gemeindever-
tretern mit der BLS, die nicht nur
an den Bahnhöfen von Burgdorf
und Thun, sondern auch in Kö-
niz-Liebefeld Areale mit Ent-
wicklungspotenzial besitzt. «Un-
sere Interessen decken sich
meist mit denjenigen der Ge-
meinde», sagt BLS-Sprecher Oli-
vier Bayard. Auch die BLS sei in-
teressiert, mit rentablen Wohn-,
Arbeits- und Dienstleistungszo-
nen ihr Ergebnis zu verbessern.
Den kooperativen Ruf der BLS
erklärt Sprecher Bayard dadurch,
dass die BLS «eine kleine und in
der Politik gut vernetzte Regio-
nalbahn» sei.

Stillstand in Ostermundigen
In Ostermundigen bleibt die Si-
tuation vorerst blockiert. Die
SBB beharren laut Sprecherin
Meyer auf ihrem Projekt für
ein Interventionszentrum. Der
Lösch- und Rettungszug könne
ab Ostermundigen rasch Scha-
denplätze erreichen, was einem
pünktlichen Bahnverkehr diene.

Dass es am Bahnhof Oster-
mundigen nicht vorwärtsgeht,
hat aber nicht nur mit dem SBB-
Projekt, sondern auch mit dem
Nein zum Tram Region Bern zu
tun. Solange das Bundesamt für
Verkehr die Einsprache nicht be-
handelt hat, wachsen neben dem
wertvollen Bahnhofland weiter-
hin Brennnesseln.

Stefan von Bergen

stefan.vonbergen@
bernerzeitung.ch

Wie die trostlose Leere beim Bahnhof Ostermundigen zum Leben erweckt werden soll, darüber sind
SBB und Gemeinde uneins. Susanne Keller

«Der Kanton Bern
kann sich vor allem
an den Knoten des
ÖV entwickeln.»

Katharina Dobler
Kantonsplanerin

«Wir sind als wich-
tige Besitzerin von
zentralem Grund
und Boden mit
unterschiedlichen
Interessen kon-
frontiert.»

Lea Meyer, SBB-Sprecherin

Auf dem Gelände der früheren Landmaschinenfabrik Aebi sollen beim Bahnhof Burgdorf Parkplätze und Fabrik-
hallen schmucken Neubauten weichen. Wo hinter den alten Bauten ein Kran steht, wird schon gebaut. Olaf Nörrenberg
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Ich fuhr im Bus Nummer 1
durch den Bieler Vorweih-
nachtsnebel von der Zeug-

hausstrasse an die Place de la
Fontaine, als die Melancholie
obsiegte. Erinnerungen an längst
vergangene Zeiten wurden wach.
An Zeiten, in denen vieles besser
war und schöner und lustiger.

Vor mir sassen zwei richtig alte
Männer und unterhielten sich
über Zeitmessung. Es gebe nur
drei echte Uhrenmarken, sagte
der eine. Rado, Omega, Breitling.
Alles andere sei Mist. Aber das
spiele heutzutage eh keine Rolle
mehr, weil man jetzt Handys
habe und darauf die Zeit ablesen
könne. Er werde trotzdem sein
Leben lang bereuen, dass er
die Movado seiner Mutter vor
fünfzehn Jahren verkauft habe,
meinte der andere.

Dann schwiegen sie.
Ich dachte an Adolf Ogi. Dem

früheren Bundesrat muss man,
wenn man ihn interviewt, Zitate
per Fax zum Gegenlesen über-
mitteln. Als nun ein alter Be-
kannter ebendies kürzlich tun
musste, erledigte das seine Lehr-
tochter für ihn. Sie schickte das
Fax 23-mal an Ogis vermeint-
liche Nummer. Irgendwann
rief ein Eisenwarenhändler aus
dem Zürcher Oberland an und
sagte, er habe jetzt 23-mal ein
nicht für ihn bestimmtes Fax
erhalten.

Die Lehrtochter rechtfertigte
sich. Sie habe lange versucht, das
Fax durchzuschicken, aber das
Gerät habe das Blatt immer wie-
der ausgespuckt.

Fabian Sommer schreibt die Kolum-
ne «Greater Berne» abwechselnd
mit den Redaktoren Maria Künzli,
Peter Meier und Nina Kobelt.
greaterberne.bernerzeitung.ch

Greater Berne

Problem Nr. 798
H. F. L. Meyer (1896)

Weiss zieht und setzt in
2 Zügen matt
Fragen an: Thomas Wälti,
Berner Zeitung BZ, Schach,
Postfach 5434, 3001 Bern;
Fax 031 330 36 31;
E-Mail: thomas.waelti@
bernerzeitung.ch
Die Lösung des Problems
erscheint in der nächsten
Ausgabe.

Lösung Problem Nr. 797

1. Df5! und Schwarz kann das Matt
nicht verhindern. Z.B.: 1. ... gxh6
2. Sf3 matt; 1. ... g6 2. Dh3 matt;
1. ... Kxh6 2. Sf7 matt.

den Kindern ins Bürgerrecht auf-
genommen zu werden. Der Ge-
meinderat gab dem Gesuch zwar
nicht einstimmig, aber doch
mehrheitlich statt. Dem Gesuch-
steller wurde eine Einkaufssum-
me von 900 Franken auferlegt –
das Dreifache des Jahreslohns,
den man ihm als Lehrer in Mei-
ringen ausbezahlt hatte.

Die Gemeinde konnte das Geld
gut gebrauchen. Etwa für das
Sponsoring auswanderungswilli-
ger Bürger. Hunderte von ver-
armten Einwohnern des Hasli-
tals verliessen im 19. Jahrhundert

ihre Heimat, um in Übersee ihr
Glück zu suchen. Für die Ge-
meinden war jede Ausreise ein
Glücksfall, weshalb sie jeweils
mit Geld nachhalfen. Mit Johann
Georg Blochers Eintrittsgebühr
liess sich die Austrittsprämie von
etwa sechs Familien finanzieren.
Die Auswanderungsbeiträge wa-
ren allerdings oft an einen Ver-
lust des Bürgerrechts geknüpft.
Geld bekam, wer sich nie wieder
blicken liess.

Vorteile der Schattenseite
Der Heimatschein war früher
eine Art Versicherungspolice.
Wer sich nicht aus eigener Kraft
durchzuschlagen vermochte, für
den hatte die Heimatgemeinde
zu sorgen. Damit sollte das unter-
bunden werden, was der konser-

vative Ururenkel des Reform-
pädagogen in seiner Rede

im Restaurant Aare-
schlucht als «binneneid-
genössischen Sozialtou-
rismus» bezeichnet. Die
Regelung gilt heute al-

lerdings nur noch be-
schränkt und dürfte bei

der nächsten Revision des
Sozialhilfegesetzes komplett

abgeschafft werden. Dann
wird das Heimatrecht keinerlei

praktische Funktion
mehr haben.

Was bleibt,
ist die emotio-
nale Bedeu-
tung. «Ich war
immer stolz,
Bürger von
Schattenhalb

Wie Blocher eine
Heimat bekam

zu sein», bekennt Christoph Blo-
cher vor seinen Mitbürgern. Und
kommt in Fahrt: «Als Schatten-
hälbler sah ich mich verpflichtet,
den Kampf gegen den Beitritt der
Schweiz zum EWR zu führen.»
Denn sein Vorfahre sei ja ausge-
treten aus Europa, da brauche er
nicht wieder einzutreten. Die Be-
merkung löst im Saal Heiterkeit
aus, aber auch Stirnrunzeln.

Die Falten legen sich aller-
dings, als der ehemalige Bundes-
rat das Pathos beiseite lässt und
persönlich wird. Er sei heute ein
vermöglicher Mann, aber er habe
arm angefangen, stellt er fest. Die
grösste Firma im Kanton Grau-
bünden, die Ems-Chemie, habe
er nur retten können, weil er kein
Geld für hochtrabende Investi-
tionen gehabt habe. In dieser

Hinsicht identifiziere er sich voll
und ganz mit Schattenhalb: «Ge-
meinden, die nicht so viel Sonne
haben, sind gesünder, müssen
mehr arbeiten und haben weni-
ger dumme Ideen.» Die Schatten-
seite habe eben auch ihre Vortei-
le. Warum male jeder Künstler
sein Bild im Schatten? Ganz ein-
fach: «Wer im Schatten sitzt,
sieht in die Sonne.»

Andreas Staeger

zeitpunkt@bernerzeitung.ch

Das Buch: «Schattenhalb», Chronik
des früheren Gemeindeschreibers
Kaspar Willi, gespickt mit Episoden
und Anekdoten. Erhältlich auf der
Gemeindeverwaltung Schatten-
halb und in der Buchhandlung
Jenny in Meiringen, Fr. 88.–.
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BAHNHOFAREALE Die SBB besitzen hochkarätiges Land für
lukrative Überbauungen. Die Bundesbahn und Standortgemein-
den wie Ostermundigen oder Burgdorf sind aber über die Nut-
zung dieser zentralen Hotspots uneins. Nun raufen sich Bahn
und Gemeinden bei der Planung endlich zusammen.

Die Fläche ist fussballfeldgross
und leer. Ein paar parkierte
Autos verlieren sich auf dem ris-
sig gewordenen Asphalt. Am
Rand sind ein paar Bäume und
büschelweise Brennnesseln ge-
wachsen. Ein alter Holzschuppen
erinnert an die Pioniertage der
Eisenbahn. Willkommen auf dem
Entwicklungsschwerpunkt beim
Bahnhof Ostermundigen.

Das Areal gehört zu den fünf
zukunftsträchtigsten Premium-
standorten im Kanton Bern, es
soll super geeignet sein für eine
verdichtete wirtschaftliche Po-
werzone. Nebenan zischt gerade
der deutsche Expresszug ICE
nach Hamburg vorbei. Aber auf
dem lukrativen Baugrund steht
vorderhand die Zeit still.

Wo man noch verdichten kann
Jetzt soll das ungenutzte Gelän-
de aus dem Dornröschenschlaf
wachgeküsst werden. Profilstan-
gen stecken die Ausmasse eines
Gebäudes ab. Aber schon bei der
Planung sind sich die SBB, die Be-
sitzerin des Bodens, und die
Standortgemeinde Ostermundi-
gen in die Haare geraten. Die SBB
möchten hier ihr Erhaltungs-
und Interventionszentrum bau-
en. Das ist ein Stützpunkt für den
Feuerwehr- und Reparaturzug
der SBB, der bei Stellwerkstörun-
gen oder Pannen in Raum Bern
andere Züge abschleppt. Ein vier-
stöckiges Dienstgebäude mit ein-
stöckigem Nebengebäude für 210
Mitarbeiter ist vorgesehen, dazu
60 Parkplätze.

Der Ostermundiger Gemein-
derat hat Anfang August beim
Bundesamt für Verkehr eine Ein-
sprache gegen das Projekt depo-
niert. Er moniert, dass die SBB
gegenüber einem schon 2007 ge-
nehmigten Projekt Änderungen
vorgenommen hätten, die das na-
he Wohnquartier beeinträchtig-
ten. Dem parteilosen Ostermun-
diger Gemeindepräsidenten
Thomas Iten geht es noch um
mehr: Auf dem bestens erschlos-
senen Areal könne man viel dich-
ter bauen und wertschöpfungs-
starke Unternehmen ansiedeln,
die – anders als der Bundes-
betrieb SBB – auch Steuern in die
Gemeindekasse einzahlten.

Verficht da eine Gemeinde
krude Lokalinteressen? Thomas
Iten wird nun grundsätzlich und
redet sich in Fahrt: Das neue
Raumplanungsgesetz schreibe
vor, dass haushälterisch mit dem
Boden umzugehen sei und man
auf geeignetem Gelände verdich-
tet und in die Höhe bauen solle.
Ostermundigens Bahnhofareal
sei dafür ideal. Und es sei eine
strategische Zielsetzung der Ge-

meinde, entlang der Hauptver-
kehrsachsen verdichtet zu bauen.
«Die Leute sind gerade in den
Wohngebieten entwicklungsmü-
de und skeptisch gegenüber der
Verdichtung, diese ist an den Ver-
kehrsachsen leichter zu realisie-
ren», sagt Iten. Deshalb müssten
Bahn und Gemeinde auf dem
Bahnhofareal «gemeinsam die
Weichen für die Zukunft stellen».

Heiss begehrte Bahnhofareale
Iten hat realisiert, dass Oster-
mundigen mit seinem Problem
nicht allein ist. An der Feier zum
25-Jahr-Jubiläum der kantona-
len Entwicklungsschwerpunkte,
die kürzlich in Ostermundigen
stattfand, beklagten auch andere
Vertreter von Gemeinden mit
ausbaufähigem Bahnhofareal die
Schwierigkeit, mit der Bundes-
bahn ins Gespräch zu kommen.
Und sie erkannten, dass es im
Bernbiet einen regelrechten Run
auf das Bahnhofland gibt, weil es
im Kanton kaum brach liegende
Industrieareale gibt, die sich
für Grossüberbauungen eignen.
«Wenn sich der Kanton Bern ent-

wickeln und dichter bauen will,
dann vor allem an den Knoten
des öffentlichen Verkehrs, und
dort sind die SBB ein entschei-
dender Player.» So brachte es die
Berner Kantonsplanerin Katha-
rina Dobler am Jubiläumsevent
auf den Punkt.

«Es war zuerst nicht einfach,
als kleine Gemeinde mit einem
grossen Konzern wie den SBB in
Kontakt zu treten», erinnert sich
Langenthals Stadtpräsident Tho-
mas Rufener (SVP). Man habe es
mit wechselnden Ansprechpart-
nern zu tun gehabt, die oft nicht
über den gleichen Informations-
stand oder über keine Entscheid-
befugnisse verfügt hätten. Auch
Langenthals Bahnhofareal ist ein
Entwicklungsschwerpunkt im
Wartemodus. Nun laufe das Ge-
spräch mit den SBB gut, sagt
Rufener. Mit dem Neubau der
Technologiefirma 3M wird jetzt
ein erstes Projekt realisiert. Aber
noch dient daneben lukrativ gele-
genes SBB-Land als Parkplatz.

Burgdorf musste laut seinem
Baudirektionsleiter Peter Hän-
senberger bei der Planung einer

Velostation am Bahnhof von vorn
beginnen, als die SBB eine neue
Juristin an die Gespräche mit der
Stadt entsandten. Das kostete
Zeit und Geld. Ostermundigens
Gemeindepräsident Iten hat frü-
her selber für die Bundesbahn
gearbeitet. Er weiss, dass deren
Infrastruktur- und deren Immo-
bilienabteilung divergierende In-
teressen verfolgen. Und dass die
SBB aus einer nationalen und
nicht regionalen Sicht planen.

Mächtige Grundherrin SBB
Um die SBB kommt keine Stadt
herum, die ihre Zentren entwi-

Der Run auf das heiss begehrte Land an den Gleisen

ckeln will. Die Bundesbahn ist
eine der grössten Immobilienbe-
sitzerinnen im Land, ihr gehören
an Bahnhöfen und entlang der
Gleise rund 100 Quadratkilome-
ter Land – was der Fläche der
Stadt Zürich entspricht. Auf
einem Fünftel dieses Landes
sind bahnferne Überbauungen
möglich.

«Wir sind als wichtige Besitze-
rin von zentralem Grund und
Boden mit unterschiedlichen In-
teressen konfrontiert», sagt SBB-
Sprecherin Lea Meyer. Erste
Priorität hätten immer der Bahn-
betrieb und die Sicherheit. Dann

gebe es den «klaren Auftrag des
Bundes, Immobilien und Land
der SBB marktorientiert zu be-
wirtschaften», um das SBB-
Unternehmensergebnis zu ver-
bessern und etwa die SBB-Pen-
sionskasse zu sanieren. Doch nun
haben kürzlich Politiker der SP,
der Grünen und der CVP protes-
tiert, als der Bundesrat den SBB
in ihre Immobilienstrategie
2015–2018 reinschrieb, sie soll-
ten ihr Land «marktüblich renta-
bilisieren». Für die Mitte-links-
Politiker widerspricht dieses
Rentabilitätsdenken einer sozia-
len Wohnbaupolitik. Sie fordern,

dass die Bundesbahn frei wer-
dendes Land zu günstigen Kondi-
tionen etwa für genossenschaftli-
chen Wohnungsbau im Baurecht
abtreten oder verkaufen soll.

Die SBB planten und bauten
derzeit an rund hundert Standor-
ten im ganzen Land, sagt Spre-
cherin Meyer. Sie betont, dass
man dabei mit der Abgabe von
günstigem Boden 37 Genossen-
schaften unterstütze, die 1700
Wohnungen erstellten. Meyers
Paradebeispiel für eine gelunge-
ne Kooperation von Bahn und
Standortgemeinde ist die Ge-
schäfts- und Wohnmeile Europa-
allee am Hauptbahnhof Zürich.

Frühzeitig habe man gemein-
sam mit der Stadt Zürich auf
78 000 Quadratmetern SBB-
Land einen Komplex mit 6000
Arbeitsplätzen, 1800 Studien-
plätzen, 400 Wohnungen und 174
Hotelbetten geplant. Den öffent-
lichen Strassennraum der Euro-
paallee würden die SBB an die
Stadt Zürich abtreten. Und auf
der anderen Seite der Gleise an
der Zollstrasse planten die SBB
zusammen mit der Stadt genos-
senschaftliche Wohnungen.

Konzepte für Ballungsräume
Offenbar hat die Bahn nun er-
kannt, dass für die erfolgreiche
Entwicklung von Bahnhofarea-
len eine frühzeitige Koordina-
tion der Strategien nötig ist.
Sprecherin Lea Meyer verweist
auf die «Gesamtperspektive» für
den Raum Basel von 2013. Sie
spricht von einer Planung «mit
Pioniercharakter». Die SBB ha-
ben sich mit den Kantonen Basel-
Stadt und Baselland auf gemein-
same Perspektiven und Projekte
für den Personenverkehr, den
Güterverkehr sowie auch für
die Überbauung betriebsferner
Bahnareale geeinigt.

Solche «Gesamtperspektiven»
sollen nun auch für andere
Schweizer Ballungsräume ent-
stehen. Seit Anfang Jahr etwa für
die Region Bern. Überdies gibt es
bei den SBB seit 2008 vier An-
sprechpartner für die Standort-
gemeinden, sogenannte Regio-
nalkoordinatoren. Diese haben
zusammen mit Vertretern der
SBB-Immobilienabteilung die-
ses Jahr auch das Gespräch mit
dem Kanton Bern gesucht, wie
Kantonsplanerin Katharina Dob-
ler bestätigt. Den SBB-Vertretern
habe man bei dieser Gelegenheit
das Programm der Berner Ent-
wicklungsschwerpunkte vorge-
stellt und die Wichtigkeit der
Bahnareale im Kanton Bern her-
vorgestrichen.

Von Unterführung bis WC
Die Gespräche stehen vielerorts
erst am Anfang. Und zu klären
gibt es viel, weiss Lukas Bühl-
mann, Direktor der Schweizeri-
schen Vereinigung für Landes-
planung (VLP). «Bahnhofareale

sind Teile des Stadtraums, aber
die Vorstellungen über Gestal-
tung, Qualität und Finanzierung
gehen oft auseinander», sagt er.
Die VLP hat als Anlaufstelle für
Raumplanungsfragen eine Schar-
nierfunktion zwischen Bund,
Kantonen und Gemeinden.

2009 hat er 18 Schweizer Städ-
te über ihre Zusammenarbeit mit
den SBB befragt. Wer in einem
Papier ihre Klagen liest, reali-
siert, welche Reibungsflächen es
am Bahnhof zwischen der Bahn
und den Standortgemeinden ge-
ben kann. Nicht nur neue Büro-
und Wohnbauten auf Bahnland
erfordern Absprachen, sondern
auch schon Zugänge, Unterfüh-
rungen, Velostationen oder WC-
Anlagen. Aus der Perspektive der
Städte planten die SBB 2009 die
dem Publikum dienende Bahn-
hofinfrastruktur eher knausrig
und lieblos. Ein Beispiel sind Un-
terführungen, die die Standort-
gemeinden möglichst breit und
hell anlegen möchten. In Genf
wünschte sich die Stadt eine un-
terirdische Bahnhoferweiterung,
die SBB tendierten aber zu einem
billigeren oberirdischen Ausbau,
der zentral gelegenes Land be-
ansprucht hätte.

Bahn und Gemeinden geraten
manchmal gar juristisch anein-
ander. So setzte der Kanton Genf
vor Gericht durch, dass der Um-
bau des Genfer Bahnhofs Corna-
vin nach kantonalem Planungs-
recht mit den entsprechenden
Einsprachemöglichkeiten ausge-
schrieben wurde. Gemäss Eisen-
bahngesetz hat auf Land mit
Bahnanlagen Bundesrecht Vor-
rang vor kantonalem Recht. Auch
das in Ostermundigen geplante
Interventionszentrum unterliegt
dem Bahnrecht, Beschwerde-
behörde ist das Bundesamt für
Verkehr. Auf Bahnland, das nicht
dem Bahnbetrieb dient, gilt aber
eigentlich Kantonsrecht. Die
Grenzziehung zwischen beiden
Bereichen ist bisweilen umstrit-
ten, gerade bei gemischt genutz-
ten Bahnhofgebäuden.

Gesprächsklima verbessert
Nächste Woche ist wieder eine
Ausspracherunde der VLP und
des Städteverbands mit den SBB
anberaumt. Im Vorbereitungs-
papier spricht eine Mehrzahl der
14 beteiligten Städte von einer
mittlerweile konstruktiven Zu-
sammenarbeit mit den SBB. Aber
immer noch gibt es Klagen. Biel
ist nicht über den Wechsel der
SBB-Ansprechpartner infor-
miert worden. Solothurn wun-
dert sich, dass nicht der gleiche
SBB-Ansprechpartner für die
zwei Bahnhöfe der Stadt zustän-
dig ist. Und Brugg debattiert mit
den SBB über den Verteiler der
Kosten für eine Unterführung,
die nicht nur Bahnsteige er-
schliesst, sondern zwei Quartiere
verbindet.

Auch im Kanton Bern hat sich
das vorerst getrübte Gesprächs-
klima zwischen SBB und Ge-
meinden verbessert. Burgdorfs
Baudirektionsleiter Peter Hän-
senberger freut sich über eine
Gesamtvereinbarung mit den Bo-
denbesitzern des Sutterguts am
Bahnhof Burgdorf, darunter auch
die SBB und die Privatbahn BLS.
Die beiden Bahnunternehmen
garantieren, dass sie sich an den
Überbauungsplan auf dem frühe-
ren Gelände der Landmaschi-
nenfabrik Aebi halten wer-
den. Dort warten Fabrikgebäude
auf den Abbruch.

Gespräche mit den SBB laufen
auch in Thun, über die künftige
Nutzung ihres bahnnahen
Landes im Areal Rosenau-
Scherzligen am Schifffahrtska-
nal, der in den Thunersee führt.
Laut Thomas Judt, Projektleiter
bei Thuns Stadtplanung, erarbei-
tet man mit den Bodenbesitzern
in Workshops einen Entwick-
lungsleitplan für den ganzen Ent-
wicklungsschwerpunkt beim
Bahnhof Thun. Nach verschiede-
nen personellen Wechseln gebe
es bei den SBB für die Stadt Thun
nun auch einen besonderen An-
sprechpartner, sagt Judt.

Ziemlich reibungslos läuft der
Dialog laut Berner Gemeindever-
tretern mit der BLS, die nicht nur
an den Bahnhöfen von Burgdorf
und Thun, sondern auch in Kö-
niz-Liebefeld Areale mit Ent-
wicklungspotenzial besitzt. «Un-
sere Interessen decken sich
meist mit denjenigen der Ge-
meinde», sagt BLS-Sprecher Oli-
vier Bayard. Auch die BLS sei in-
teressiert, mit rentablen Wohn-,
Arbeits- und Dienstleistungszo-
nen ihr Ergebnis zu verbessern.
Den kooperativen Ruf der BLS
erklärt Sprecher Bayard dadurch,
dass die BLS «eine kleine und in
der Politik gut vernetzte Regio-
nalbahn» sei.

Stillstand in Ostermundigen
In Ostermundigen bleibt die Si-
tuation vorerst blockiert. Die
SBB beharren laut Sprecherin
Meyer auf ihrem Projekt für
ein Interventionszentrum. Der
Lösch- und Rettungszug könne
ab Ostermundigen rasch Scha-
denplätze erreichen, was einem
pünktlichen Bahnverkehr diene.

Dass es am Bahnhof Oster-
mundigen nicht vorwärtsgeht,
hat aber nicht nur mit dem SBB-
Projekt, sondern auch mit dem
Nein zum Tram Region Bern zu
tun. Solange das Bundesamt für
Verkehr die Einsprache nicht be-
handelt hat, wachsen neben dem
wertvollen Bahnhofland weiter-
hin Brennnesseln.

Stefan von Bergen

stefan.vonbergen@
bernerzeitung.ch

Wie die trostlose Leere beim Bahnhof Ostermundigen zum Leben erweckt werden soll, darüber sind
SBB und Gemeinde uneins. Susanne Keller

«Der Kanton Bern
kann sich vor allem
an den Knoten des
ÖV entwickeln.»

Katharina Dobler
Kantonsplanerin

«Wir sind als wich-
tige Besitzerin von
zentralem Grund
und Boden mit
unterschiedlichen
Interessen kon-
frontiert.»

Lea Meyer, SBB-Sprecherin

Auf dem Gelände der früheren Landmaschinenfabrik Aebi sollen beim Bahnhof Burgdorf Parkplätze und Fabrik-
hallen schmucken Neubauten weichen. Wo hinter den alten Bauten ein Kran steht, wird schon gebaut. Olaf Nörrenberg
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